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Verhaltensempfehlung 

Polizeibeamte sollten sich beim Einschreiten 
stets darüber im Klaren sein, dass regelkon­
formes Verhalten und erklärende Trans­
parenz für professionelles polizeiliches Ein­
schreiten unverzichtbar sind. Auch wenn 
heute die zunehmende Gewaltbereitschaft 
gegenüber Polizeibeamten beklagt wird, 
sollten Polizeibeamte dennoch, wann immer 

das möglich ist, ihr jeweiliges polizeiliches 
Gegenüber im Rahmen der Möglichkeiten 
davon in Kenntnis setzen, was ihm vor­
geworfen wird, welche Rechte es hat, was 
sein Einverständnis voraussetzt, was es dul­
den muss und womit er oder sie rechnen 
muss, wenn sich die belehrte Person weigert, 
rechtmäßig ergangene Maßnahmen zu dul­
den. Dass solch eine Kommunikation nicht 
möglich ist, wenn Polizeibeamte angegriffen 

werden, liegt in der Natur der Sache. In 
solchen Fällen haben Polizeibeamte Wichti­
geres zu tun, als Belehrungen auszuspre­
chen. Wie dem auch immer sei: Auch die 
Androhung von Zwang ist eine Belehrung 
im Hinblick auf zu erwartende Folgen. For­
male Belehrungen im Rechtssinne sind in 
solchen Fällen nachzuholen, wenn die dafür 
erforderlichen Voraussetzungen geschaffen 
wurden. • 

Zeitpunkt und sachlicher Umfang von Belehrungspflichten 

Polizeiliche Belehrungspflichten bei 
Verkehrsordnungswidrigkeiten 

von PROF. DR. JUR. 
DIETER MÜLLER, 

Hochschule der Sächsischen 
Polizei, Rothenburg/O.L. 

Im Ordnungswidrigkeitenverfahren geht es zwar nicht um kriminelles Unrecht, aber sehr wohl um mögliche 
Verstöße gegen normierte Ordnungspflichten. Die Einhaltung der betreffenden Normen wird gemeinsam 
und arbeitsteilig von den kommunalen Ordnungsbehörden und von der Vollzugspolizei überwacht. Werden 
mögliche Täter vom Überwachungspersonal mit einem möglichen Verstoß gegen die Verkehrsregeln 
konfrontiert, egal ob mündlich oder schriftlich, mutieren sie nach den Regein des Verfahrensrechts von 
Verkehrsteilnehmern zu Betroffenen. Fraglich und nicht immer unproblematisch sind in diesem Ermitt­
lungszusammenhang der Zeitpunkt und der sachliche Umfang der Belehrungspflicht, die sich aus Sicht 
möglicher Betroffener als ein Recht auf Belehrung kennzeichnet, um sich gemäß dem verfassungsrechtlich 
verbrieften „nemo-tenetur-Prinzip" nicht selbst mit einem Tatvorwurf belasten zu müssen oder sich ggf. 
sogar bereits entlasten zu können. 

Die Belehrungspflicht als 
verfassungsrechtlich verbrieftes 
Recht und seine Grenzen 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas­
sungsgerichts hat das Verbot des Selbstbelas­
tungszwangs aus Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. I 
Abs. 1 GG zum Kern, dass niemand gezwun­
gen werden darf, durch eigene Aussagen die 
Voraussetzungen für eine strafgerichtliche 
Verurteilung oder die Verhängung einer ent­
sprechenden Sanktion zu liefern.' Bekannt­
lich findet daher die strafprozessuale Aus­
sagefreiheit auf der Grundlage der §§ 136, 
163 a, 243 Abs. 5 Satz 1 StPO i. V. m. § 46 
Abs. 1 OWiG auch im Ordnungswidrigkei­
tenverfahren Anwendung. Das Verbot des 
Zwangs zur Selbstbelastung umfasst daher 
auch das Recht auf Aussage- und Entschlie­
ßungsfreiheit im Straf- und Ordnungswidrig­
keitenverfahren.- Dazu gehört, dass im 
Rahmen des Straf- oder Ordnungswidrigkei­
tenverfahrens niemand gezwungen werden 
darf, sich durch seine eigene Aussage einer 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit zu bezich­
tigen oder zu seiner Überführung aktiv bei­

zutragen. Der Beschuldigte bzw. Betroffene 
muss frei von Zwang eigenverantwortlich 
entscheiden können, ob und ggf. inwieweit 
er mitwirkt. 

Die Aussage eines Betroffenen ist dabei 
grundsätzlich dazu geeignet, seine Täter­
schaft z. B. als Führer eines Kraftfahrzeugs 
und deren nähere Umstände wie z. B. einen 
Ordnungsverstoß zu beweisen. Auf der an­
deren Seite kann eine Aussage aber auch 
entlastend wirken, sodass ein eben einge­
leitetes Ermittlungsverfahren aufgrund der 
gewonnenen Tatsachenerkenntnisse wieder 
eingestellt werden muss. 

Das Verbot der Selbstbelastung schützt 
allerdings nach der Rechtsprechung des 
BVerfG nicht davor, dass Erkenntnismög­
lichkeiten, die den Bereich der Aussagefrei­
heit nicht berühren, genutzt werden und 
insoweit die Freiheit des Betroffenen einge­
schränkt wird.' So betreffen gesetzliche Auf-
zeichnungs- und Vorlagepflichten nicht den 
Kernbereich der grundgesetzlichen Selbst­
belastungsfreiheit, sondern können zum 
Schutz von Gemeinwohlbelangen verfas­
sungsrechtlich gerechtfertigt sein. 

Damit berühren die von Kraftfahrzeug­
führern zu erfüllenden Pflichten im Rahmen 
einer anlasslosen allgemeinen Verkehrskon­
trolle, also z. B. die Pflichten zur Herausgabe 
von Führerschein, Zulassungsbescheinigung 
Teil I etc. nicht das Verbot der Selbstbelas­
tung und sind von den Kraftfahrzeugfüh­
rern zu erfüllen. 

Vielmehr können solche anderweitigen 
Mitwirkungspflichten nach der Rechtspre­
chung des Bundesverfassungsgerichts na­
mentlich zum Schutz von Gemeinwohlbelan­
gen verfassungsrechtlich gerechtfertigt sein, 
und eine ähnliche Unterscheidung ist in der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichts­
hofs für Menschenrechte zur Selbstbelas­
tungsfreiheit aus Art. 6 EMRK angelegt.̂  

1 BVerfG, Beschl. v. 27.04.2010 - 2 BvL 13/07, 
BVerfGK 17, 253 - 265, Rn. 54. 

2 BVerfG, Stattgebender Kammerbe,schlu.s,s v. 
25.01.2022 - 2 BvR 2462/18, Rn. 51, Juris, auch 
zum Folgenden. 

3 BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss v. 
25.01.2022 - 2 BvR 2462/18, Rn. 52, Juris, auch 
zum Folgenden. 

4 BVerfG, Beschl. v. 27.04.2010 - 2 BvL 13/07, 
BVerfGK 17, 253 - 265, Rn. 54. 
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Praktischer Anwendungsfall 

Eine typische Kontrollsituation im Rahmen 
einer zunächst anlasslosen allgemeinen Ver­
kehrskontrolle sieht wie folgt aus: 

Ein im Rahmen einer allgemeinen Ver­
kehrskontrolle angehaltener Kraftfahrzeug­
führer wird aufgrund seiner von einem kon­
trollierenden Polizeibeamten erkannten 
stark enveiterten Pupillen ohne Reaktion 
und starkem Lidflattern nach Anhalten 
ohne vorangegangene Belehrung zunächst 
befragt, „ob er etwas genommen habe". Be­
reits nach der polizeilichen Wahrnehmung 
der potenziellen Konsumanzeichen von 
BtM hatte der Kraftfahrzeugführer den Sta­
tus eines Betroffenen, und somit war bereits 
eine Vernehmungssituation gegeben, denn 
eine solche liegt vor, wenn der Verneh­
mende dem Betroffenen in amtlicher Funk­
tion gegenübertritt und in dieser Eigenschaft 
von ihm Auskunft verlangt.'' Im betreffen­
den Fall erfolgte nur eine (einfache) Beleh­
rung nach einem von dem betreffenden Po­
lizeibeamten angebotenen Drogenvortest, 
der allerdings positiv ausfiel. Erst danach ist 
der Betroffene auch darüber belehrt worden, 
dass er sich freiwillig einer Blutentnahme 
unterziehen könne, anderenfalls selbige 
durch den Zeugen angeordnet würde. 

Ein Polizeibeamter, der am Tatort, am 
Unfallort oder in seiner Umgebung Per­
sonen fragt, ob sie ein bestimmtes Gesche­
hen beobachtet haben, vernimmt keine Be­
schuldigten und keine Betroffenen, mag er 
auch hoffen, bei seiner Tätigkeit neben ge­
eigneten Zeugen den Täter zu finden. Er 
braucht nicht den Hinweis nach § 136 
Abs. 1 Satz 2 StPO zu geben.'* 

Obligatorische versus über­
obligatorische Belehrung 

Unstreitig ist, dass auch im Ordnungswid­
rigkeitenverfahren über die Selbstbelas­
tungsfreiheit belehrt werden muss, und 
zwar sowohl durch die Polizei, als auch 
durch eine Ordnungs- bzw. Polizeibehörde. 
Belehrt wird demnach mündlich in zwei 
Fällen, nämlich entweder im Rahmen einer 
polizeilichen oder kommunalen Verkehrs­
kontrolle oder im Rahmen einer polizei­
lichen Verkehrsunfallaufnahme. Schriftlich 
wird belehrt im Rahmen einer Anhörung 
oder im Rahmen einer Zeugenvernehmung. 

Ob allerdings im Ordnungswidrigkeiten­
verfahren in jedem relevanten Sachverhalt 
eine Belehrungspflicht entsteht, ist nach der 
Rechtsprechung fraglich. So hat der Gesetz­
geber nach Auffassung des OLG Branden­
burg Belehrungspflichten nur in besonderen 

Fällen geregelt.̂  Die Vorschrift des § 136 
Abs. 1 Satz 2 StPO sehe nach dieser Auffas­
sung, bei deren Fallgestaltung es um eine 
Teilnahme an einem nicht beweissicheren 
Atemalkoholtest ging, die Belehrung des Be­
schuldigten über sein Schweigerecht vor. 
Letztgenannte Vorschrift gelte ihrem Wort­
laut nach allein für Vernehmungen. Eine 
entsprechende Anwendung auf andere Fälle 
komme daher nicht in Betracht, weil der 
Gesetzgeber in anderen Fällen eine Beleh­
rungspflicht ausdrücklich geregelt habe, wie 
etwa in § 81 h Abs. 4 StPO, und deshalb eine 
Regelungslücke nicht bestehe. Die nicht er­
folgte Belehrung des Betroffenen über die 
Freiwilligkeit der Atemalkoholmessung hat 
demnach auch nach der bestätigenden An­
sicht des Berliner Kammergerichts nicht de­
ren Unverwertbarkeit zur Folge." 

Davon unabhängig ist allerdings die Tat­
sache, dass die Teilnahme an einem Atem­
alkoholtest stets freiwillig ist und nicht er­
zwungen werden kann und darf. Nach 
dieser richtigen Ansicht müssen Polizei­
beamte also lediglich über die freiwillige 
Teilnahme an einem Atemalkoholtest, sei 
er nun beweissicher oder nicht, aufklären 
und nicht über dessen mögliche belastende 
Folgen belehren. Im Übrigen ergibt sich 
logischerweise aus der Natur der Sache, 
dass eine Atemprobe nur freiwillig abge­
geben und nicht körperlich erzwungen wer­
den kann. Gleichwohl ist der Hinweis auf 
die Freiwilligkeit bei einem allseits zu erwar­
tenden fairen Verwaltungshandeln unver­
zichtbar. 

Zeitpunkt des Eintritts einer 
Belehrungspflicht 

Für die Frage, ob ein Hinweis auf die Rechte 
des Beschuldigten notwendig ist, ist die 
Stärke des Tatverdachts bedeutsam, den der 
Polizeibeamte gegenüber dem Befragten 
hegt.' Neben der Stärke des Verdachtes ist 
auch von Bedeutung, wie sich das Verhalten 
des Beamten nach außen, auch in der Wahr­
nehmung des Befragten, darstellt. In diesem 
Rahmen hat der Polizeibeamte einen Beur­
teilungsspielraum, den er freilich nicht mit 
dem Ziel missbrauchen darf, den Zeitpunkt 
der Belehrung nach §136 Abs. 1 Satz 2 
StPO möglichst weit hinauszuschieben. 

Sobald also für einen Ermittler die Merk­
male eines objektiven Tatbestandes einer 
Ordnungswidrigkeit im Raum stehen, ist 
der Zeitpunkt einer Belehrung gekommen. 
Wird bei einer verdachtsunabhängigen Ver-
kehrs-Alkoholkontrolle durch die Polizei in 
einem Fahrzeug Alkoholgeruch festgestellt, 
so reicht dies allerdings für sich allein noch 

nicht aus, Fragen des Polizeibeamten nach 
der Herkunft des Alkoholgeruchs als „Ver­
nehmung" des Fahrers mit entsprechender 
vorheriger Belehrungspflicht zu bewerten.'" 
Die erste Frage an einen im Rahmen einer 
Verkehrskontrolle angehaltenen Kraftfahrer 
ist in aller Regel keine „Vernehmung", sie 
dient üblicherweise lediglich der Vorinfor­
mation des Polizeibeamten." Der vereinzelt 
vertretene „faktische oder materielle Ver­
nehmungsbegriff', der alle Äußerungen ei­
ner Person, welche ein Strafverfolgungs­
organ direkt oder indirekt herbeigeführt 
hat, als Ergebnis einer „Vernehmung" be­
wertet, findet keine Stütze im Gesetz. Recht­
sprechung und h. L. folgen daher dem „for­
mellen Vernehmungsbegriff'. 

Auch die der Feststellung und Klärung 
der Unfallursachen dienende Unfallaufnah­
me, insbesondere die in diesem Zusammen­
hang erfolgende informatorische Befragung 
der Unfallbeteiligten und Zeugen, kann 
ohne weitere Anhaltspunkte regelmäßig 
nicht als ausreichende Grundlage für die 
Annahme einer ersten Vernehmung des Be­
troffenen angesehen werden.'-

Spontanäußerungen eines Betroffenen 
nach dem Anhalten durch die Polizeibeam­
ten wie etwa: „Ja, ich weiß, ich bin viel zu 
schnell gefahren", sprechen für vorsätzliches 
Handeln und sind voll verwertbar.'̂ ^ Eine 
Verwertbarkeit solcher und ähnlicher spon­
taner Äußerungen trotz fehlender Beleh­
rung über die Beschuldigtenrechte wird in 
der Regel für zulässig gehalten, wenn keine 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass Beleh­
rungspflichten nach § 136 Abs. 1 Satz 2, 
163 a Abs. 2 Satz 2 StPO gezielt umgangen 
wurden, um den Betroffenen zu einer Selbst­
belastung zu verleiten.'' 

5 O L G Hamm, Beschl. v. 31.03.2020 - 111-4 RBs 114/ 
20, Rn. 3, Juris, auch zum Folgenden. 

6 B G H , Beschl. v. 27.02.1992 - 5 StR 190/91, BGHSt 
38, 214 - 231, Rn. 30. 

7 Brandenburgisches Oberlandesgericht, Beschl. v. 
08.07.2019 - (1 B) 53 Ss-OWi 285/19 (169/19), 
Rn. 9, Juris, auch zum Folgenden. 

8 K G Berlin, Beschl. v. 30.07.2014 - 3 Ws (B) 356/14, 
Rn. 3, Juris; ebenso Ciernink/Herb, Pflicht zur Be­
lehrung über die Freiwilligkeit der Teilnahme an 
einer Atemalkoliolmessung? in: N Z V 2012, 409 ff. 

9 B G H , BeschL v. 27.02.1992 - 5 StR 190/91, BGHSt 
38, 214 - 231, auch zum Folgenden. 

10 Bayerisches Oberstes Landesgericht, Beschl. v. 
21.05.2003 - 2 ObOWi 219/03, juris. 

11 Bayerisches Oberstes Landesgericht, a. a. O., Rn. 8, 
juris, auch zum Folgenden. 

12 O L G H a m m , Beschl. V . 03.06.1971 - 4 Ss O W i 202/ 
71, juris. 

13 K G Berlin, Beschl. v. 26.01.2022 - 3 Ws (B) 1/22, 
Rn. 21, juris. 

14 B G H , Beschl. v. 09.06.2009 - 4 StR 170/09, Rn. 9. 
juris. 
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Eröffnung des Tatvorwurfs Belehrung über die Aussagefreiheit 

Sachlicher Umfang der Belehrungs­
pflicht 

Die Belehrung nach § 136 Abs. 1 Satz 2 
StPO soll sicherstellen, dass ein Beschuldig­
ter nicht im Glauben an eine vermeintliche 
Aussagepflicht Angaben macht und sich da­
mit unfreiwillig selbst belastet.''* 

Der inhaltliche Umfang einer Belehrung 
ergibt sich direkt aus § 136 Abs. 1 StPO 
i. V. m. § 46 Abs. 1 OWiG. Sie umfasst in 
ihrem Kern lediglich die beiden folgenden 
Inhalte:"* 

Im Rahmen eines Verwarnungsverfah­
rens sind die Form und der Inhalt einer 
Belehrung an die gesetzlichen Vorgaben 
des § 56 Abs. 2 OWiG gebunden, weil es 
sachlich lediglich um den Vorhalt und ge­
rade (noch) nicht um die Feststellung ord­
nungswidrigen Handelns geht. Stimmt der 
Betroffene einer Verwarnung zu, ist der 
mitwirkungsbedürftige Verwaltungsakt der 
Verwarnung sachlich komplett.'^ 

Mögliche Folgen einer rechts­
widrigen oder unterbliebenen 
Belehrung 

Die StPO trifft keine abschließende Rege­
lung über Beweisverwertungsverbote, sodass 
die Frage, ob ein Beweiserhebungsverbot ein 
Verwertungsverbot nach sich zieht, für jede 
Vorschrift und für jede Fallgestaltung be­
sonders entschieden werden muss.'" Der 
BGH lässt die Fragen offen, ob das von ihm 
für das Strafverfahren bei notwendiger, aber 
unterlassender Belehrung angenommene 
Verwertungsverbot auch gegenüber Dritten 
oder in Verfahren wegen Ordnungswidrig­
keiten gilt.''' 

Im Falle einer mündlichen Anhörung 
ergibt sich für den Betroffenen dieselbe Si­
tuation wie für einen Beschuldigten, sodass 
auch der für das Bußgeldverfahren geltende 
Anspruch auf ein faires Verfahren, der den 
Hinweis auf das Schweigerecht gebietet, bei 
unterbliebener Belehrung grundsätzlich zu 
einem Verwertungsverbot führt.^" 

Ob ein Polizeibeamter gegenüber dem 
Betroffenen die erforderliche Belehrung er­
teilt hat, muss im Streitfall ein Rechts­
beschwerdegericht - wie auch ein Bußgeld­
richter - im Freibeweisverfahren klären.-' 

Diese Klärung ist allerdings nur dann er­
forderlich, wenn tatsächliche Anhalts­
punkte dafür bestehen, dass die Belehrung 
versäumt worden ist. Gerichte werden im 
Freibeweisverfahren besonders darauf ach­
ten, ob der Polizeibeamte, den Richtlinien 
für das Straf- und Bußgeldverfahren 
(Nr. 45 Abs. 1) entsprechend, die erfolgte 
Belehrung aktenkundig gemacht hat. Lässt 
sich nicht klären, ob der Hinweis gegeben 
worden ist oder nicht, so darf der Tatrich­
ter den Inhalt der Vernehmung verwer­
ten." 

Ob über die Unverwertbarkeit der Anga­
ben eines nicht ordnungsgemäß belehrten 
Betroffenen hinaus ein Beweisverwertungs­
verbot Fernwirkung bzgl. anderer Beweis­
mittel hat, ist umstritten.-' Selbst, wenn 
man eine solche Fernwirkung - noch dazu 
im Ordnungswidrigkeitenrecht - bejahen 
wollte, so lässt sich eine allgemeingültige 
Regel, wann ein Beweisverwertungsverbot 
über das unmittelbar gewonnene Beweis­
ergebnis hinausreicht und wo seine Grenzen 
zu ziehen sind, nicht aufstellen. 

Kein Verwertungsverbot im 
Gefahrenabwehrrecht 

Im Bereich des Sicherheitsrechts ist die 
Frage, ob unter Missachtung strafprozes-
sualer Vorschriften gewonnene belastende 
Erkenntnisse berücksichtigungsfähig sind, 
unabhängig vom Bestehen eines strafpro-
zessualen Beweisverwertungsverbots zu 
beantworten.^' Die strafverfahrensrecht­
lichen Maßstäbe über die Rechtsfolgen 
von Mängeln der Beweiserhebung können 
daher nicht ohne weiteres auf das ord­
nungsrechtliche Fahrerlaubnisverfahren 
übertragen werden, da dieses andere Ziel­
setzungen verfolgt und anderen Verfah­
rensbestimmungen unterliegt.--' Soweit -
wie im Fahrerlaubnisrecht - ein ausdrück­
liches Beweisverwertungsverbot nicht be­
steht, ist vielmehr im Einzelfall zwischen 
dem Integritätsinteresse des von dem Ein­
griff betroffenen Grundrechtsträgers und 
dem Gewicht der sonst zu beachtenden 
Belange abzuwägen. Da die Verkehrs­
sicherheit regelmäßig mit den Grundrech­
ten auf Leben und körperliche Unversehrt­
heit eng verbunden ist, werden selbst mit 

fehlerhafter oder ohne Belehrung im Straf­
oder Ordnungswidrigkeitenverfahren ge­
wonnene Erkenntnisse zu 100 % im Fahr-
eignungsrecht verwertet. 

Fazit 

Auch im Bußgeldverfahren muss ein Be­
troffener belehrt werden, nachdem ihm 
gegenüber ein Tatverdacht entstanden ist. 
Polizeiliche und kommunale Ermittler 
sollten aus Fairnessgesichtspunkten sorg­
fältig belehren; denn eine andere Verfah­
rensweise ist eines Ermittlers unwürdig, 
und Ermittlungsbehörden haben es auch 
nicht nötig, Betroffene insoweit im Unkla­
ren zu belassen. Der spontane Redefluss 
eines möglichen Betroffenen muss jeden­
falls weder von Polizeibeamten, noch von 
kommunalen Vollzugsmitarbeitern unter­
brochen werden, selbst wenn die Person 
sich sozusagen „um Kopf und Kragen re­
det" und den Tatbestand einer Verkehrs­
ordnungswidrigkeit für die eigene Täter­
schaft objektiv wie subjektiv zutreffend 
subsumiert. 

Überdies gilt der polizeiliche Erfahrungs­
grundsatz, dass man sich auch bei einem aus 
formalen Gründen einzustellenden Verfah­
ren regelmäßig einmal wiedersieht und 
dann aus seinen Vorerfahrungen hoffentlich 
beiderseits gelernt hat. • 

15 B G H , Beschl. v. 09.06.2009 - 4 StR 170/09, Rn. 8, 
juris. 

16 Näher zum Ganzen Mcyer-Goßner/Schmitt, StPO, 
65. Aufl. 2022, § 136 Rn. 6f. 

17 Dazu näher Müller, Bußgeldkatalog Kommentar 
für die Praxis, 2. Aufl. 2022, S. 112 ff 

18 B G H , Beschl. v. 27.02.1992 - 5 StR 190/91, BGHSt 
38, 214 - 231, Rn. 13. 

19 B G H , Beschl. v. 27.02.1992 - 5 StR 190/91, BGHSt 
38. 214 - 231, Rn. 31. 

20 O L G Bamberg, Beschl. v. 27.08.2018 - 2 Ss O W i 
973/18, Rn. 9, juris. 

21 O L G Zweibrücken, Beschl. v. 09.09.2016 - 1 O W i 1 
Ss Bs 37/16, juris, auch zum Folgenden. 

22 B G H , Beschl. v. 27.02.1992 - 5 StR 190/91, BGHSt 
38, 214 - 231, Rn. 22. 

23 O L G H a m m , Beschl. V . 31.03.2020 - 111-4 RBs 114/ 
20, Rn. 5, juris. 

24 Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschl. v. 
04.12.2018 - 11 es 18.2254, Rn. 14, juris. 

25 Ober\'erwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westlaien, Beschl. V . 26.09.2016 - 16 B 685/16, 
juris. 


